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Datenabgleich bei Hartz IV 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) verkündete am 10. September 2008 ge- 
genüber dem Ländermagazin „MDR um zwölf‘, dass die Zahl der „Miss- 
brauchsfälle“ beim Bezug von Arbeitslosengeld II stark zurückgegangen sei. 
Waren laut BA im Jahr 2005 noch 206 000 Fälle bekannt geworden, ist im 
Sommer diesen Jahres von 9 000 Fällen ungerechtfertigter Leistungsbezüge 
die Rede. Als Grund für diesen Rückgang nannte der Sprecher der Bundes- 
agentur für Arbeit, Kurt Eikemeier, den verstärkten Einsatz von Außendienst- 
mitarbeitem und einen besseren Datenabgleich zwischen den Behörden. 


1. In welcher Form finden die Überprüfungen durch Außendienstmitarbeiter 
oder mittels Datenabgleich zwischen den Behörden statt? 

Außendienst 

Die örtlich zuständigen Grundsicherungsstellen bestimmen Art und Umfang 
ihrer Ermittlungen nach pflichtgemäßem Ermessen. Dabei gilt der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, d. h. die eingesetzten Mittel müssen geeignet, erforder- 
lich und angemessen für die Aufklärung der jeweils entscheidungserheblichen 
Umstände des Einzelfalls sein (§21 SGB X). 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, Auskünfte jeder Art einzuholen, Betei- 
ligte anzuhören, Zeugen und Sachverständige zu vernehmen, schriftliche oder 
elektronische Äußerungen von Beteiligten, Zeugen und Sachverständigen ein- 
zuholen, Urkunden und Akten beizuziehen und sich vor Ort ein eigenes Bild zu 
machen, z. B. in Form eines Flausbesuchs. In besonders schwerwiegenden Fäl- 
len sind Observationen zulässig. 

ln jedem Fall ist der Betroffene gemäß § 67a Abs. 3 des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch (SGB X) über die Rechtslage zu informieren und in den Ermitt- 
lungsprozess einzubeziehen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Sehreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
31. Oktober 2008 übermittelt. 

Die Drueksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 


Drucksache 16/10767 


-2- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Nach den datenschutzrechtlichen Vorgaben des Zweiten Kapitels des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch ist der Betroffene vorrangig persönlich zum Sachver- 
halt zu befragen. Soweit eine Klärung nicht unmittelbar bei ihm möglich ist, ist 
es zulässig, Dritte — ohne seine Keimtnis — zu befragen oder Hausbesuche 
durchzuführen. 

Der verfassungsmäßig festgeschriebene Schutz der Persönlichkeitssphäre 
(Artikel 2 GG) und die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG) sind 
bei den Ermittlungen zu beachten. 

Datenabgleich 

Der automatisierte Datenabgleich nach § 52 des Zweiten Buches Sozialgesetz- 
buch (SGB II) findet zwischen der Bundesagentur für Arbeit (BA) und den ein- 
zelnen Auskunftsstellen nach § 2 der Grundsicherungsdatenabgleichsverord- 
nung (GrSiDAV) statt. Eine Detailbeschreibung folgt in der Antwort zu Frage 2. 


2. Finden diese standardmäßig bei allen Antragstellerinnen und Antragstel- 
lern von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
statt oder müssen dafür bestimmte Verdachtsmomente vorliegen? 

a) Wenn ein begründeter Verdacht vorliegen muss, welche Tatsachen be- 
gründen einen solchen? 

Es lässt sich nicht abstrakt beschreiben, bei welchen Fallgestaltungen eine 
Überprüfung der Aufgaben und Verhältnisse eines Antragstellers erfolgt. 
Grundsätzlich gilt Folgendes: Gemäß § 20 SGB X sind die Grundsicherungs- 
stellen verpflichtet, leistungsrelevante Sachverhalte von Amts wegen zu ermit- 
teln. Weitgehend geschieht dies anhand der Tatbestände, die sich aus der Leis- 
tungsakte und im persönlichen Gespräch mit dem Antragsteller ergeben. Es 
kommt jedoch vor, dass einzelne Umstände mit den Mitteln, die der Sachbear- 
beitung zur Verfügung stehen, nicht abschließend geklärt werden können (z. B. 
Bedarfsermittlung bei Erstbezug einer Wohnung) oder dass berechtigte Zweifel 
über die Richtigkeit der Angaben entstehen, die sich nicht ausräumen lassen 
(z. B. widersprüchliche Angaben zu den Mietverhältnissen, anonyme Mittei- 
lungen Dritter), ln der Regel ist es in solchen Fällen zweckdienlich, den Außen- 
dienst mit der Klärung zu beauftragen. 

Welche Tatsachen die Einschaltung des Außendienstes begründen, richtet sich 
nach den Umständen des Einzelfalls. Grundsätzlich gilt jedoch, dass der Au- 
ßendienst erst dann beauftragt werden darf, wenn eine Klärung nicht mit ande- 
ren Mitteln erreicht werden kann. 

b) Wenn die Überprüfungen standardmäßig stattfinden, auf welcher ge- 
setzlichen Grundlage werden sie durchgeführt? 

Eine regelmäßige verdachtsunabhängige Überprüfung findet im Wege des auto- 
matisierten Datenabgleichs statt. Personen, die Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch beziehen, unterliegen dieser Überprüfung nach § 52 
SGB II. Dieser Datenabgleich wird quartalsmäßig durchgeführt. Dabei werden 
Anfragedatensätze erstellt und über die Datenstelle der Träger der Rentenversi- 
cherung (DSRV), die als Kopfstelle den Datenabgleich organisiert, an die Aus- 
kunftsstellen nach § 2 GrSiDAV weitergeleitet. Die Auskunftsstellen gleichen 
ihre Datenbestände mit den Anfragedatensätzen der BA als Träger der Grundsi- 
cherung ab und stellen so fest, ob neben Leistungen nach dem SGB II folgende 
Leistungen bezogen wurden: 
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• laufende und/oder einmalige Rentenzahlungen der Renten- und/oder Unfall- 
versicherung, 

• geringfügige und/oder versicherungspflichtige Einkommen aus Erwerbstä- 
tigkeit, 

• Leistungen anderer Träger der Grandsicherang, 

• Kapitalerträge mit Freistellungsauftrag im Inland, 

• Leistungen nach dem SGB XII (Sozialhilfe), 

• Wegfall der Förderung von Altervorsorgevermögen (z. B. aufgelöste 
Riester-Rente) 

• Leistungen nach dem SGB 111. 

Sobald ein Leistungsempfänger eine der o. g. Leistungsarten parallel bezieht, 
wird eine so genannte Überschneidungsmitteilung erzeugt und der BA auf elek- 
tronischem Wege übermittelt. Die Überschneidungmitteilungen eines Quartals 
werden an die betreffende ARGE oder Agentur in getrennter Aufgabenwahr- 
nehmung weitergeleitet und vor Ort ausgewertet. 


3 . Was genau wird von der Bundesagentur als „Missbrauch“ bezeichnet, und 
zählt als Missbrauch auch schon der Versuch einer unberechtigten Antrag- 
stellung? 

Die Bundesagentur verwendet den Begriff „ungerechtfertigte Leistungszahlun- 
gen“. Damit sind alle Leistungen gemeint, die objektiv nicht dem materiellen 
Recht entsprechen und zwar unabhängig davon, ob dem Betroffenen ein 
Schuldvorwurf gemacht werden kann oder nicht. Das Bestreben der BA ist 
konzeptionell darauf ausgerichtet, die Zahl und Höhe dieser ungerechtfertigten 
Leistungszahlungen so gering wie möglich zu halten. „Leistungsmissbrauch“ 
ist nur ein Teilbereich der ungerechtfertigten Leistungszahlungen. Er liegt vor, 
wenn die nicht dem materiellen Recht entsprechenden Leistungen in einem 
vorwerfbaren Verhalten des Leistungsbeziehers begründet sind, z. B. weil die- 
ser bei der Antragstellung wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben 
gemacht hat oder wesentliche Änderungen der Verhältnisse absichtlich nicht 
oder nicht rechtzeitig mitgeteilt hat. 

Der Versuch einer unberechtigten Antragstellung ist nach dieser Definition 
grundsätzlich kein Leistungsmissbrauch. Lediglich, wenn diese mit schuldhaft 
falschen Angaben oder dem Verschweigen von entscheidungserheblichen Tat- 
sachen (z. B. Nichtangabe von Einkommen) verbunden wäre, läge der Versuch 
des Leistungsmissbrauchs und ggf. ein versuchter Betmg im strafrechtlichen 
Sinne vor. 


4. Wie unterscheidet die Bundesagentur „Missbrauch“ von z. B. fehlerhaften 
Angaben bei der Antragstellung? 

Leistungsmissbrauch grenzt sich durch das Bewusstsein, Leistungen zumindest 
teilweise zu Unrecht zu beziehen, von Überzahlungen ab, die durch fahrlässi- 
ges Verhalten (z. B. fehlerhafte Angaben) verursacht worden sind. Es ist in die- 
sen Fällen in jedem Einzelfall zu prüfen, ob ein schuldhaftes Verhalten oder 
ggf nur ein Versehen vorliegt. Allgemeine Regeln hierzu lassen sich nicht auf- 
stellen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 
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5. ln wie vielen Fällen wurde von Außendienstmitarbeitem der Bundesagen- 
tur für Arbeit Missbrauch von „Hartz lV“-Leistungsbezügen festgestellt 
(bitte nach Anzahl und Jahren auflisten)? 

Hierzu liegen keine Zahlen vor. 


6. ln wie vielen Fällen wurde ein Missbrauch anhand von Datenabgleich zwi- 
schen den Behörden aufgedeckt (bitte nach Anzahl, Jahren und beteiligten 
Behörden auflisten)? 


Die Summe der Fälle, in denen über den Datenabgleich nach § 52 SGB II Über- 
zahlungen festgestellt wurden, einschließlich der Gesamtbeträge, ergibt sich 
aus nachfolgender Tabelle; 


Jahr 

Fälle mit Überzahlungen 

Überzahlungen 

2005 

206 029 

91 998 184 Euro 

2006 

151 788 

77 523 374 Euro 

2007 

92 829 

53 929 752 Euro 

2008 (Stand Oktober) 

13 859 

7 736 983 Euro 

Summe 

464 505 

231 188 294 Euro 


Diese Zahlen spiegeln den Umfang der ungerechtfertigten Leistungszahlungen 
wieder. Es liegen keine Informationen dazu vor, in wie vielen dieser Fälle auch 
Leistungsmissbrauch Vorgelegen hat. Bei den vorliegenden Zahlen ist außer- 
dem zu berücksichtigen, das nur die Überzahlungen erfasst sind, die von den 
Grundsicherungsstellen bereits abschließend bearbeitet wurden. Die Ergebnisse 
werden sich daher voraussichtlich für das Jahr 2008 noch deutlich, für das Jahr 
2007 jedenfalls noch geringfügig erhöhen. Die am Datenabgleich beteiligten 
Behörden sind in der Antwort zu Frage 7 aufgeführt. 


7. Zwischen welchen Behörden findet ein Abgleich von Daten statt? 

Die BA als Träger der Grundsicherung und die zugelassenen kommunalen 
Träger sind vom Gesetzgeber mit der Durchführung des automatisierten Daten- 
abgleichs nach § 52 SGB II beauftragt. Die BA erstellt Anfragedatensätze und 
leitet diese an die Kopfstelle, die Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
rung (DSRV), weiter. Diese übermittelt die Anfragedatensätze an die Aus- 
kunftsstellen. Im Einzelnen sind das 

• die Deutsche Post AG, 

• die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft Bahn-See, 

• die DSRV als Auskunftsstelle, 

• das Bundeszentralamt für Steuern, 

• die zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen nach § 82 EStG und 

• die BA als Träger der Arbeitsförderung. 


8. Auf welcher gesetzlichen Grundlage werden Daten zwischen den Behör- 
den abgeglichen, und um welche Art von Daten handelt es sich dabei? 

Gesetzliche Grundlage ist § 52 SGB II und die aufgrand der Ermächtigung des 
§ 52 Abs. 4 SGB II erlassene GrSiDAV. 
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Zur Durchführung des automatisierten Datenabgleichs dürfen die Träger der 
Leistungen nach dem SGB II die folgenden Daten eines Leistungsbeziehers an 
die in der Antwort zu Frage 7 genannten Stellen übermitteln: 

1. Name und Vorname, 

2. Geburtsdatum und -ort, 

3. Anschrift, 

4. Rentenversicherungsnummer. 


9. Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind mit dem Abgleich von 
Daten befasst (bitte für die einzelnen Jahre seit 2005 aufführen)? 

Die Bearbeitung der Überschneidungsmitteilungen ist Teil der Ablauforganisa- 
tion in den Grandsicherangsstellen vor Ort. Die Verantwortung für den Perso- 
naleinsatz obliegt den Geschäftsführern. In den meisten Fällen ist die Erledi- 
gung der Überschneidungsmitteilungen ein fester Bestandteil des Tagesge- 
schäfts der sachbearbeitenden Kräfte. 

Eine genauere Bezifferang der für die Durchführung des Datenabgleichs einge- 
setzten Mitarbeiter ist wegen der dezentralen Ablaufverantwortung nicht mög- 
lich. 


10. Führt die Bundesregiemng den Rückgang von behaupteten Missbrauchs- 
fällen ausschließlich auf den verstärkten Einsatz von Außendienstmitar- 
beitem und einen intensiveren Datenabgleich zurück? 

Werm nein, welche anderen Gründe spielen aus Sicht der Bundesregie- 
rang eine Rolle? 

Die Aufgabe der Verminderung von ungerechtfertigten Leistungszahlungen 
wird seitens der Bundesagentur für Arbeit mit hoher Priorität und durch weitere 
Maßnahmen neben dem Datenabgleich und dem Außendienst betrieben. Zu 
diesen Maßnahmen gehören z. B. die Bereitstellung von Arbeitshilfen, die 
Qualifizierung der Mitarbeiter in den Grundsicherungsstellen und die Optimie- 
rung der Antragsannahme. Insofern ist der Rückgang der Zahl der durch den 
Datenabgleich festgestellten ungerechtfertigten Leistungszahlungen nicht nur 
auf den Außendienst und die Durchführung des Datenabgleichs zurückzufüh- 
ren, auch wenn insbesondere Letzterem sicherlich eine starke präventive Wir- 
kung zuzuschreiben ist. 
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